Satzung Uber die Benutzung

von Obdachlosen- und Fluchtlingsunterkinften
der Verbandsgemeinde WeilRenthurm vom 19.03.2004

Der Verbandsgemeinderat hat aufgrund des 8 24 der Gemeindeordnung -GemO- vom
31.01.1994 (GVBI. S. 153) und der 88 2 Absatz 1, 7 und 8 des Kommunalabgabengesetzes
-KAG- vom 20.06.1995 (GVBI. S. 175) in den z.Zt. geltenden Fassungen die folgende
Satzung beschlossen, die hiermit bekannt gemacht wird:

I. Rechtsform und Zweckbestimmung der Obdachlosen- und

Elichtlingsunterkiinfte

8§ 1 Rechtsform / Anwendungsbereich

(1) Die  Verbandsgemeinde  WeiRenthurm betreibt die  Obdachlosen- und
Flichtlingsunterkinfte als eine 6ffentliche Einrichtung in der Form einer unselbstandigen
Anstalt des offentlichen Rechts.

§ 2 Definition und Zweckbestimmung

(1) Obdachlosen- und Flichtlingsunterkiinfte sind die zur Unterbringung von Obdachlosen
und Fluchtlingen von der Verbandsgemeinde Weil3enthurm bestimmten Gebaude,
Wohnungen und Raume einschlielich die von dritter Seite angemieteten Gebaude,
Wohnungen und Raume.

(2) Die Unterkinfte dienen zur vorriibergehenden Unterbringung,

a. derin 8 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 7 Landesaufnahmegesetz vom 21. Dezember 1993 in
der derzeit geltenden Fassung genannten Personenkreise.

b. von Personen, die obdachlos sind oder obdachlos zu werden drohen und
erkennbar nicht in der Lage sind, die Obdachlosigkeit aus eigenen Kraften und
mit eigenen Mitteln durch Beschaffung einer zumutbaren anderweitigen
Unterkunft zu vermeiden bzw. zu beseitigen.

Il. Bestimmungen fir die Benutzung der Obdachlosen- und
Fluchtlingsunterkiinfte

§ 3 Benutzungsverhaltnis

Das Benutzungsverhaltnis ist offentlich-rechtlich ausgestaltet. Ein Rechtsanspruch auf die
Unterbringung in einer bestimmten Unterkunft oder auf Zuweisung von Raumen bestimmter
Art und Grof3e besteht nicht.



8§ 4 Beginn und Ende der Nutzung

(1)

(2)

(3)

(4)

Das Benutzungsverhaltnis beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem die Unterkunft bezogen
wird.

Voraussetzung des Bezuges ist eine giltige Einweisungs- beziehungsweise
Umsetzungsverfiigung der Verbandsgemeinde WeilRenthurm.

Die Beendigung des Benutzungsverhéaltnisses erfolgt durch eine schriftliche
Verfigung der Verbandsgemeinde WeiRenthurm. Soweit die Benutzung der
Unterkunft Gber den in der Verfiigung angegebenen Zeitpunkt hinaus fortgesetzt wird,
endet das Benutzungsverhaltnis mit der Raumung oder der besenreinen Ubergabe
der Unterkunft.

Grunde fur den Widerruf des Nutzungsverhaltnisses sind insbesondere, wenn:
a) Die Grinde der Benutzung nach § 2 Absatz 2 dieser Satzung entfallen sind,
b) die Benutzerin oder der Benutzer sich eine andere Unterkunft beschafft hat,

¢) die Unterkunft im Zusammenhang mit Umbau-, Erweiterungs-, Erneuerungs-
oder Instandsetzungsarbeiten geraumt werden muss,

d) die Unterkunft verkauft wird,

e) bei angemieteter Unterkunft das Mietverhdltnis zwischen der
Verbandsgemeinde WeiRenthurm und dem Dritten beendet wird,

f) die Benutzerin oder der Benutzer die Unterkunft nicht mehr selbst bewohnen
oder sie nur zur Aufbewahrung von Hausrat verwenden,

g) die Benutzerin oder der Benutzer Anlass zu Konflikten geben, die zu einer
Beeintrachtigung der Hausgemeinschaft oder zu Geféahrdungen von
Hausbewohnern und/oder Nachbarn fiihren und die Konflikte nicht auf andere
Weise beseitigt werden kénnen.

Eine den Zeitraum von einer Woche Ubersteigende Abwesenheit der Benutzerin oder
des Benutzers ist der Verbandsgemeinde Weildenthurm spéatestens drei Tage vor
Beginn mitzuteilen. Falls keine Benachrichtigung erfolgt, ist nach dem Ablauf von zwei
Wochen davon auszugehen, dass die Unterkunft freiwillig aufgegeben wurde und
bedingt die Auflosung des Benutzungsverhéltnisses zum Ende des Monats des
laufenden Monats.

Eventuell noch vorhandene Mébel und sonstige Gegenstande werden in diesem Fall
zunachst auf Kosten des Nutzers 3 Monate untergestellt und sodann nach den
einschlagigen Vorschriften verwertet. Werden die aufgrund der Unterstellung der
Verbandsgemeinde WeiRenthurm erstandenen Kosten durch die Verwertung nicht
vollstandig gedeckt, so ist der Nutzer zur Zahlung der noch ausstehenden Betrage
verpflichtet.

8 5 Benutzung der tberlassenen Raume und Hausrecht

(1) Die als Unterkunft Gberlassenen Raume dirfen nur von den eingewiesenen Personen
und nur zu Wohnzwecken benutzt werden.

(2) Die Benutzer der Unterkunft sind verpflichtet, die ihnen zugewiesenen Raume samt dem



Uberlassenen Zubehor pfleglich zu behandeln, im Rahmen der durch eine
bestimmungsgemalle Verwendung bedingten Abnutzung instand zu halten und nach
Beendigung des Benutzungsverhaltnisses in dem Zustand herauszugeben, in dem sie bei
Beginn tibernommen worden sind

(3) Veranderungen an der zugewiesenen Unterkunft und dem tberlassenen Zubehér dirfen
nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung der Verbandsgemeinde Weil3enthurm
vorgenommen werden. Im Ubrigen sind Schaden innerhalb oder auRerhalb der
zugewiesenen Raume unverziglich der Verbandsgemeinde WeiRenthurm zu melden.

(4) Der vorherigen schriftlichen Zustimmung durch die Verbandsgemeinde Weil3enthurm
bedarf, wer

1. in die Unterkunft einen Dritten aufnehmen will, es sei denn, es handelt sich um
eine unentgeltliche Aufnahme von kurzfristiger Dauer (Besuch);

2. die Unterkunft zu anderen als zu Wohnzwecken benutzen will;

3. ein Schild (ausgenommen Ubliche Namensschilder), eine Aufschrift oder einen
Gegenstand in gemeinschaftlichen Raumen in oder an der Unterkunft oder auf
dem Grundstiick der Unterkunft anbringen oder aufstellen will;

4. ein Tier in der Unterkunft halten will;

5. auf dem Grundstiick auflerhalb vorgesehener Park-, Einstell- oder
Abstellplatze ein Kraftfahrzeug abstellen will;

6. Um-, An- und Einbauten sowie Installationen oder andere Veranderungen in der
Unterkunft vornehmen will.

(5) Die Zustimmung kann grundsatzlich nur dann erteilt werden, wenn der Benutzer oder
die Benutzerin eine Erklarung abgibt, dass er/sie die Haftung fir alle Schaden, die durch die
besonderen Benutzungen nach Abs. 3 und 4 dieser Vorschrift verursacht werden kdnnen,
ohne Rucksicht auf eigenes Verschulden Gbernimmt und die Verbandsgemeinde insofern
von Schadensersatzanspriichen Dritter freistellt.

(6) Die Zustimmung kann befristet und mit Auflagen versehen erteilt werden. Insbesondere
sind die Zweckbestimmung der Unterkunft, die Interessen der Haus- und
Wohngemeinschaft sowie die Grundsétze einer ordnungsgeméaflen Bewirtschaftung zu
beachten.

(7) Die Zustimmung kann widerrufen werden, wenn Auflagen oder sonstige
Nebenbestimmungen nicht eingehalten, Hausbewohner oder Nachbarn belastigt oder die
Unterkunft bzw. das Grundstiick beeintrachtigt werden.

(8) Im Wege der Ersatzvornahme kann die Verbandsgemeinde WeiRenthurm
vorgenommene bauliche oder sonstige Veranderungen, fir die keine Zustimmung erteilt
wurde, beseitigen und den friheren Zustand wiederherstellen lassen. Die hierfur
entstehenden Kosten sind vom Verursacher / von der Verursacherin zu erstatten.

(9) Die Verbandsgemeinde Weillenthurm kann dariber hinaus die erforderlichen
Mafl3nahmen ergreifen, um den Anstaltszweck zu erreichen.

(10) Die Beauftragten der Verbandsgemeinde sind berechtigt, die Unterkinfte in
angemessenen Abstanden und nach rechtzeitiger Ankiindigung werktags in der Zeit von
6.00 Uhr bis 22.00 Uhr zu betreten. Sie haben sich dabei gegentber den Benutzern auf
deren Verlangen auszuweisen. Bei Gefahr im Verzug kann die Unterkunft ohne
Ankundigung jederzeit betreten werden. Zu diesem Zweck wird die Verbandsgemeinde



WeilRenthurm einen Wohnungsschlissel fir die als Unterkunft Uberlassenen Raume
zuriickbehalten.

8 6 Instandhaltung der Unterkinfte

(1) Der Benutzer bzw. die Benutzerin sind verpflichtet, sich fur eine ordnungsgemaéaie
Reinigung, ausreichende Luftung und Heizung der tberlassenen Unterkunft zu sorgen.

(2) Zeigt sich ein wesentlicher Mangel der Unterkunft oder wird eine Vorkehrung zum
Schutze dieser oder des Grundstiicks gegen eine nicht vorhersehbare Gefahr erforderlich,
so ist dies der Verbandsgemeinde Weil3enthurm unverziglich mitzuteilen.

(3) Der Benutzer bzw. die Benutzerin haften fir Schaden, die durch schuldhafte Verletzung
der ihm/ ihr obliegenden Sorgfalts- und Anzeigepflichten entstehen, besonders, wenn
technische Anlagen und andere Einrichtungen unsachgeman behandelt, die Gberlassene
Unterkunft nur unzureichend geliftet, geheizt oder gegen Frost geschitzt wird.

Die Haftung erstreckt sich auch auf das Verschulden von Haushaltsangehdrigen oder
Dritten, die sich Dberechtigterweise in der Unterkunft aufhalten. Schaden und
Verunreinigungen, fir die der Benutzer bzw. die Benutzerin haftet, kann die
Verbandsgemeinde auf dessen bzw. deren Kosten beseitigen lassen.

(4) Die Verbandsgemeinde WeilRenthurm erhélt die Unterkiinfte und Hausgrundstiicke in
einem ordnungsgemalfien Zustand. Die Benutzer sind nicht berechtigt, auftretende Méngel
auf Kosten der Verbandsgemeinde WeiRenthurm zu beseitigen.

8§ 7 Reinigungs-, RAum- und Streupflicht

Die Reinigungs-, Raum- und Streupflicht nach der jeweiligen 6rtlichen Satzung Uber die
Verpflichtung der Anlieger zum Reinigen, Schneerdumen und Bestreuen der Stral3e obliegt
den Benutzern.

§ 8 Hausordnungen

(1) Die Benutzer sind zur Wahrung des Hausfriedens und zur gegenseitigen
Rucksichtnahme verpflichtet.

(2) Zur Aufrechterhaltung der Ordnung in der einzelnen Unterkunft kann die
Verbandsgemeindeverwaltung besondere Hausordnungen, in denen insbesondere die
Reinigung der Gemeinschaftsanlagen und —rdume bestimmt werden, erlassen.

8 9 Ruickgabe der Unterkunft

(1) Bei Beendigung des Benutzungsverhaltnisses ist die Unterkunft vollstandig geraumt und
sauber zuriickzugeben. Alle Schlissel, auch nachgefertigte Schliissel, sind zurtick zu
geben. Der Benutzer bzw. die Benutzerin haftet fur alle Schaden, die der
Verbandsgemeinde WeilRenthurm oder einer anderen Person aus der Nichtbefolgung dieser
Pflicht entstehen.



(2) Einrichtungen, mit denen die Benutzer ihre Unterkunft versehen haben, dirfen von ihnen
auch wieder weggenommen werden. In diesem Fall ist der urspriingliche Zustand der
Raume wiederherzustellen. Die Verbandsgemeinde WeilRenthurm kann die Austibung des
Wegnahmerechtes durch Zahlung einer angemessenen Entschadigung abwenden, es sei
denn, dass der Benutzer bzw. die Benutzerin ein berechtigtes Interesse an der Wegnahme
haben.

§ 10 Haftung und Haftungsausschluss

(1) Die Benutzer haften vorbehaltlich spezieller Regelungen in dieser Satzung fir die von
ihnen verursachten Schaden.

(2) Die Haftung der Verbandsgemeinde Weil3enthurm, ihrer Organe und ihrer Bediensteten
gegenuber den Benutzern und Besuchern wird auf Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit
beschrankt. Fir Schaden, die sich die Benutzer einer Unterkunft bzw. deren Besucher selbst
gegenseitig zufligen, Ubernimmt die Verbandsgemeinde WeiRenthurm keine Haftung.

8§ 11 Personenmehrheit als Benutzer

(1) Erklarungen, deren Wirkungen eine Personenmehrheit beriihren, missen von oder
gegenuber allen Benutzern abgegeben werden.

(2) Alle Benutzer missen Tatsachen in der Person oder in dem Verhalten von
Haushaltsangehdorigen oder Dritten, die sich berechtigt in der Unterkunft aufhalten, die das
Benutzungsverhaltnis berthren oder einen Ersatzanspruch begriinden, fur und gegen sich
gelten lassen.

§ 12 Verwaltungszwang

R&umt ein Benutzer bzw. eine Benutzerin die Unterkunft nicht, obwohl gegen ihn bzw. sie
eine bestandskraftige oder vorlaufig vollstreckbare Umsetzungsverfiigung vorliegt, so kann
die Umsetzung durch unmittelbaren Zwang nach Maf3gabe des Landesverwaltungs-
vollstreckungsgesetzes vollzogen werden. Dasselbe gilt fur die RAumung der Unterkunft

nach Beendigung des Benutzungsverhaltnisses durch schriftliche Verfiugung (8 3 Abs. 2
Satz 1).

§ 13 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer

1. entgegen des Gebots in 8 5 (4) Nr. 1 Dritte
a) ohne vorherige Absprache mit der Verbandsgemeinde WeiRenthurm aufnimmt,
b) tGber den Zeitraum von einer Nacht hinaus bei sich Ubernachten lasst;

2. entgegen des Verbots in § 5 (4) Nr. 2 die Unterkunft zu anderen als Wohnzwecken nutzt.

3. entgegen des Verbots in 8 5 (4) Nr. 4 Tiere halt,

4. entgegen des Verbots in 8 5 (4) Nr. 5 zugelassene oder nicht zugelassene Kraftfahrzeuge,



Anhanger bzw. sonstige sperrigen Gegenstéande aulR3erhalb den zur Verfiigung gestellten
Stellplatzen abstellt,

5. entgegen des Verbots in 8 5 (4) in der Unterkunft Um-, An- oder Einbauten sowie
Installationen oder andere Verédnderungen ohne schriftliche Einwilligung der
Verbandsgemeinde Weil3enthurm vornimmt;

6. entgegen des Gebots in § 9 (1) die R&umlichkeiten bei Auszug nicht ordnungsgemaf
besenrein und frei von personlichen Gegenstanden oder Abfallen hinterlasst,

7. entgegen des Gebots in § 9 (1) die zur Unterkunft gehdrenden Schliissel nach
Nutzungsende nicht der Beauftragten oder dem Beauftragten der Verbandsgemeinde
WeilRenthurm abgibt.

(2) Die Ordnungswidrigkeiten kdnnen mit einer Geldbuf3e bis zu 1000 Euro geahndet
werden.

. Gebihren fur die Benutzung der Obdachlosen- und Flichtlingsunterkinfte

§ 14 Allgemeines

Die Verbandsgemeinde WeilRenthurm erhebt fir die Benutzung von Obdachlosen- und
Flichtlingsunterkinften nach Mal3gabe dieser Satzung Benutzungsgebihren.

§ 15 Geblhrenpflicht und Geblhrenschuldner

(1) Die Benutzung von Wohnraum in den Obdachlosen- und Flichtlingsunterkiinften ist
gebihrenpflichtig. Der tatséchlichen Benutzung steht das Recht der Benutzung gleich.

(2) Gebuhrenschuldner sind diejenigen Personen, welche die Unterkiinfte benutzen.
Benutzen mehrere Personen eine Unterkunft gemeinsam, so haften sie
gesamtschuldnerisch.

§ 16 Beginn und Ende der Geblhrenpflicht, Entstehung der Gebihrenschuld

(1) Die Gebuhrenpflicht beginnt mit dem Tag des Einzuges in die Unterkunft und endet mit
dem Tag der Raumung und ordnungsgemafRen Ubergabe der Unterkunft an die mit der
Aufsicht und Verwaltung der Unterkinfte Beauftragten der Verbandsgemeindeverwaltung
WeilRenthurm.

(2) Die Gebuhrenschuld fiur einen Kalendermonat entstent mit dem Beginn des
Kalendermonates. Beginnt die Gebuhrenpflicht im Laufe des Kalendermonats, so entsteht
die Geblhrenschuld fur den Rest dieses Kalendermonats mit dem Beginn der
Gebiuhrenpflicht nach Absatz 1.



8§ 17 GebUhrenmalflistab und Gebihrenhdhe

(1) Bemessungsgrundlage fur die Hohe der Benutzungsgebihr ist die Wohnflache der
zugewiesenen Unterkunft zuziglich der entstandenen Betriebs-/Nebenkosten. Fur die
Ermittlung der Wohnflache gelten die Vorschriften der Zweiten Berechnungsverordnung
bzw. die der Wohnflachenverordnung in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Fur die Berechnung der monatlichen Benutzungsgebuhr hinsichtlich der Wohnflache
wird der jeweils geltende Mietspiegel der Stadt Koblenz abzuglich eines
Ortslagenunterschiedes in Hohe von 10 % herangezogen, der als Mal3stab fir eine
vergleichbare, ortsiibliche Miete dient.

Im Falle angemieteter Geb&ude, Wohnungen und R&ume entspricht die Hbéhe der
Benutzungsgebihr dem tatsachlich zu entrichtendem Mietzins zuziiglich aller Nebenkosten.

(3) Fur die zusatzlich entstehenden Betriebs-/Nebenkosten gemaR § 27 Absatz 1 der
Zweiten Berechnungsverordnung i.V.m. der Betriebskostenverordnung werden monatliche
Pauschalen erhoben, deren HoOhe sich durch Aufteilung des jeweiligen gesamten
Vorjahresbetrages auf die Anzahl der untergebrachten Obdachlosen/Flichtlinge ergibt. Es
gelten die Tarife der jeweiligen Versorgungsunternehmen.

Soweit die Abrechnung der Betriebskosten fur angemieteten Wohnraum spitz auf Basis
einer jahrlichen Betriebskostenabrechnung erfolgt, gilt diese auch fir die untergebrachten
Obdachlosen/Flichtlinge.

(4) Bei der Erhebung von Teilbetrdgen nach Kalendertagen wird fir jeden Tag der
Benutzung 1/30 der Monatsgebuhr berechnet.

§ 18 Festsetzung und Falligkeit der Gebuhren

(1) Die Benutzungsgebuhren werden durch schriftlichen Gebilihrenbescheid festgesetzt. Sie
werden fur zurtckliegende Zeitrdume zwei Wochen nach Bekanntgabe des
Geblihrenbescheides, fir zukinftige Zeitraume in Hohe einer Monatsgebihr jeweils
monatlich im Voraus zum flinften Tage eines jeden Monates zur Zahlung fallig.

(2) Beginnt oder endet die Gebihrenpflicht im Laufe eines Kalendermonates, wird die
Benutzungsgebiihr nach den angefangenen Kalendertagen festgesetzt. Fir die Falligkeit
gilt Absatz 1 Satz 2 dieser Bestimmung.

(3) Eine voriibergehende Nichtbenutzung der Unterkunft entbindet nicht von der
Verpflichtung, die Benutzungsgebiihren entsprechend Absatz 1 und 2 dieser Bestimmung
vollstandig zu entrichten.

IV. Schlussbestimmungen

Die Anderung der Satzung iiber die Benutzung von Obdachlosen- und
Flichtlingsunterkiinften der Verbandsgemeinde WeilRenthurm tritt am Tag nach der
offentlichen Bekanntmachung in Kraft.






Barrierefreiheitsbericht





		Dateiname: 

		Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften.pdf









		Bericht erstellt von: 

		



		Firma: 

		







[Persönliche und Firmenangaben über das Dialogfeld „Voreinstellungen > Identität“ eingeben.]



Zusammenfassung



Es wurden keine Probleme in diesem Dokument gefunden.





		Manuelle Prüfung erforderlich: 1



		Manuell bestanden: 0



		Manuell nicht bestanden: 0



		Übersprungen: 9



		Bestanden: 22



		Fehlgeschlagen: 0







Detaillierter Bericht





		Dokument





		Regelname		Status		Beschreibung



		Berechtigungskennzeichen für Barrierefreiheit		Bestanden		Berechtigungskennzeichen für Barrierefreiheit muss festgelegt werden.



		PDF (nur Bilder)		Bestanden		Dokument ist nicht eine nur aus Bildern bestehende PDF-Datei



		PDF (mit Tags)		Bestanden		Dokument ist PDF (mit Tags)



		Logische Lesereihenfolge 		Übersprungen		Dokumentstruktur ist logisch in Lesereihenfolge geordnet



		Hauptsprache		Bestanden		Sprache ist im Text festgelegt



		Titel		Bestanden		Dokumenttitel ist in Titelleiste sichtbar



		Lesezeichen		Bestanden		In umfangreichen Dokumenten sind Lesezeichen vorhanden



		Farbkontrast		Manuelle Prüfung erforderlich		Dokument verfügt über geeigneten Farbkontrast



		Seiteninhalt





		Regelname		Status		Beschreibung



		Inhalt mit Tags		Übersprungen		Alle Seiteninhalte verfügen über Tags



		Anmerkungen mit Tags		Übersprungen		Alle Anmerkungen verfügen über Tags



		Tab-Reihenfolge		Bestanden		Tab-Reihenfolge ist mit der Ordnungsstruktur konsistent



		Zeichenkodierung		Übersprungen		Zuverlässige Zeichenkodierung ist vorhanden



		Multimedia mit Tags		Bestanden		Alle Multimediaobjekte verfügen über Tags



		Bildschirmflackern		Bestanden		Seite verursacht kein Bildschirmflackern



		Skripten		Bestanden		Keine unzugänglichen Skripts



		Zeitlich abgestimmte Antworten		Bestanden		Seite erfordert keine zeitlich abgestimmten Antworten



		Navigationslinks		Bestanden		Navigationslinks wiederholen sich nicht



		Formulare





		Regelname		Status		Beschreibung



		Formularfelder mit Tags		Übersprungen		Alle Formularfelder verfügen über Tags



		Feldbeschreibungen		Bestanden		Alle Formularfelder weisen eine Beschreibung auf



		Alternativtext





		Regelname		Status		Beschreibung



		Alternativtext für Abbildungen		Übersprungen		Abbildungen erfordern Alternativtext



		Verschachtelter alternativer Text		Bestanden		Alternativer Text, der nicht gelesen wird



		Mit Inhalt verknüpft		Bestanden		Alternativtext muss mit Inhalten verknüpft sein



		Überdeckt Anmerkung		Bestanden		Alternativtext sollte keine Anmerkung überdecken



		Alternativtext für andere Elemente		Bestanden		Andere Elemente, die Alternativtext erfordern



		Tabellen





		Regelname		Status		Beschreibung



		Zeilen		Bestanden		„TR“ muss ein untergeordnetes Element von „Table“, „THead“, „TBody“ oder „TFoot“ sein



		„TH“ und „TD“		Bestanden		„TH“ und „TD“ müssen untergeordnete Elemente von „TR“ sein



		Überschriften		Übersprungen		Tabellen sollten Überschriften besitzen



		Regelmäßigkeit		Bestanden		Tabellen müssen dieselbe Anzahl von Spalten in jeder Zeile und von Zeilen in jeder Spalte aufweisen



		Zusammenfassung		Übersprungen		Tabellen müssen Zusammenfassung haben



		Listen





		Regelname		Status		Beschreibung



		Listenelemente		Bestanden		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein



		„Lbl“ und „LBody“		Bestanden		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein



		Überschriften





		Regelname		Status		Beschreibung



		Geeignete Verschachtelung		Übersprungen		Geeignete Verschachtelung










Zurück zum Anfang

